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Mitteilung

der Landesregierung

Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des Landtags;
hier: Beratende Äußerung des Rechnungshofs vom 20. Mai

2009 zur Prüfung der Rechtlichen Betreuung

L a n d t a g s b e s c h l u s s

Der Landtag hat am 30. Juli 2009 folgenden Beschluss gefasst (Drucksache
14/4852 Abschnitt II):

Die Landesregierung zu ersuchen,

1. die Empfehlungen des Rechnungshofs zur Berufsbetreuervergütung, zur
Steuerbefreiung ehrenamtlicher Betreuer und zur Gebührenerhöhung bei
der anstehenden Evaluation des 2. Betreuungsrechtsänderungsgesetzes auf
Bundesebene einzubringen;

2. bei der Rechtsanwendung auch für das württembergische Rechtsgebiet
verfügbare Kennzahlen bereitzustellen und in den örtlichen Arbeitsge-
meinschaften zu thematisieren sowie darauf hinzuwirken, dass mehr Vor-
sorgevollmachten erteilt werden;

3. die Förderung der Betreuungsvereine unter Berücksichtigung der Zusatz-
förderung für gewonnene ehrenamtliche Betreuer neu zu strukturieren; 

4. dem Landtag über den Sachstand bis 31. Oktober 2010 zu berichten.

B e r i c h t

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2010 Nr. I 0451.3 berichtet das Staatsminis -
terium wie folgt:

Zu 1.:

Die Empfehlungen des Rechnungshofes wurden auf Bundesebene mehrfach
eingebracht. Zunächst erhielten das Bundesministerium der Justiz sowie die
übrigen Landesjustizverwaltungen die im Betreff genannte Beratende Äuße-
rung des Rechnungshofes mit Schreiben des Justizministeriums vom 26. Mai
2009 zur Kenntnisnahme übersandt. Ferner war die Beratende Äußerung auf
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Veranlassung des Justizministeriums Gegenstand der Sitzung einer Bund-
Länder-Arbeitsgruppe vom 23. September 2009, in der die Vorschläge des
Rechnungshofs den Teilnehmern vorgestellt wurden. Darüber hinaus über-
mittelte der Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg
(KVJS) die Beratende Äußerung sämtlichen örtlichen Betreuungsvereinen
und Betreuungsbehörden, den Mitgliedern der Landesarbeitsgemeinschaft für
Betreuungsangelegenheiten und weiteren Institutionen im Bundesgebiet, die
sich mit der Weiterentwicklung des Betreuungsrechts befassen.

Auch für die Steuerbefreiung ehrenamtlicher Betreuer hat sich die Landesregie-
rung wiederholt eingesetzt. So fasste der Bundesrat im Juli 2009 mit den Stim-
men Baden-Württembergs eine Entschließung, in welcher der Bundestag auf-
gefordert wird, im Jahressteuergesetz 2010 die Aufwandsentschädigung für
ehrenamtliche Betreuer nach § 1908 i Abs. 1 S. 1 in Verbindung mit § 1835 a
BGB entsprechend der sog. „Übungsleiterpauschale“ in Höhe von jährlich
2.100 € von der Einkommensteuerpflicht zu befreien (BR-Drucksache
566/09). Unterstützt wurde weiter die Forderung des Bundesrats, dem Gesetz
zur Änderung des Erb- und Verjährungsrechts vom September 2009 einen
neuen Artikel 2 a anzufügen, in dem ehrenamtlichen rechtlichen Betreuern
derselbe Steuerfreibetrag von 2.100 € wie Übungsleitern zugestanden werden
sollte (BR-Drucksache 96/08 und 693/09). Zuletzt versuchte es Baden-Würt-
temberg im Juni 2010 im Rahmen der Bundesratsberatungen zum Jahressteuer-
gesetz 2010 zusammen mit Sachsen und Niedersachsen erneut, die Übungs-
leiterpauschale gem. § 3 Nr. 26 EStG für die ehrenamtlichen Betreuer zu öff-
nen (BR-Drucksache 318/10). Die Landesregierung wird sich auch weiterhin
dafür einsetzen, diesem für die Gewinnung ehrenamtlicher Betreuerinnen
und Betreuer wichtigen Anliegen zum Durchbruch zu verhelfen.

Zu 2.:

Mit Schreiben vom 2. Februar 2010 übersandte das Justizministerium die Be-
treuungsstatistik 2008 des KVJS der gerichtlichen Praxis im württembergi-
schen und badischen Rechtsgebiet mit der Anregung, diese in den örtlichen
Arbeitsgemeinschaften zu diskutieren.

Für Vorsorgevollmachten wird regelmäßig geworben. So veranstaltet das Jus -
tizministerium bereits seit dem Jahr 2002 im Abstand von zwei Jahren eine
Veranstaltungsreihe zum Thema „Vorsorgevollmacht, Betreuungsverfügung,
Patientenverfügung – wer hilft mir, wenn …?“ in verschiedenen Städten Ba-
den-Württembergs. Im Jahr 2010 kam es zur Fortsetzung dieser erfolgreichen
Initiative in den Städten Stuttgart, Ulm, Offenburg und Mannheim, anlässlich
derer Fachreferenten ausführlich über die einzelnen Möglichkeiten der Vor-
sorge informieren. Ferner fand am 11. November 2009 unter dem gleichna-
migen Titel eine Veranstaltung des Landratsamts Böblingen unter Teilnahme
des Justizministers statt, die ebenfalls auf große Resonanz in der Bevölke-
rung stieß. Auch während der Woche der Justiz vom 12. bis 16. Juli 2010 gab
es Veranstaltungen verschiedener Gerichte und Notariate, die sich des Themas
„Vorsorgevollmacht“ annahmen; das Justizministerium trat beim Tag der 
offenen Tür mit einem Informationsstand hierzu auf. Für die interessierte Öf-
fentlichkeit gibt das Justizministerium zudem die Broschüre „Vorsorgevoll-
macht und Betreuungsverfügung“ heraus, die mit Stand Januar 2010 neu auf-
gelegt wurde. Sie enthält Musterexemplare für Vorsorgevollmachten und
wird bei den entsprechenden Informationsveranstaltungen verteilt. 

Schließlich soll bei der Neukonzeption zur Förderung der Betreuungsvereine
ein finanzieller Anreiz geschaffen werden, sich verstärkt für die Erstellung
von Vorsorgevollmacht einzusetzen. Konkret soll den Betreuungsvereinen 
eine Zusatzförderung für die Durchführung von Informationsveranstaltungen
zum Thema „Vorsorgevollmacht“ gewährt werden.  
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Zu 3.:

Ausgangslage 

Seit 1992 erhalten die Betreuungsvereine vom Land für die ihnen gemäß 
§ 1908 f BGB zugewiesenen Aufgaben der Gewinnung, Begleitung und Fort-
bildung ehrenamtlicher Betreuer/-innen feste Zuschüsse zu den anerkannten
Personal- und Sachkosten für einen Querschnittsmitarbeiter (hauptamtlicher
Mitarbeiter) in Höhe von 16.873 Euro jährlich. 

Der Rechnungshof ist in der Beratenden Äußerung vom Mai 2009 zu dem
Ergebnis gekommen, dass das vordringliche Ziel der Landesregierung – wei-
tere ehrenamtliche Betreuer zu gewinnen – mit der derzeitigen Festbetragsfi-
nanzierung der Betreuungsvereine nicht erreicht wird. Der Rechnungshof hat
daher vorgeschlagen, die bisherige Förderung der Betreuungsvereine leis -
tungsbezogen umzustellen und neben einer deutlich abgesenkten Grundför-
derung von 8.000 Euro eine zusätzliche Förderung für jeden auf Vorschlag
des Betreuungsvereins neu gewonnenen sonstigen ehrenamtlichen Betreuer
in Höhe von 800 Euro einzuführen. Damit sollen die Betreuungsvereine einen
Anreiz erhalten, weitere ehrenamtliche Betreuer zu gewinnen. 

Das Sozialministerium hat bereits in den Jahren 2002/2003 ein ähnliches
Konzept erarbeitet, das eine leistungsbezogene Umstellung der Förderung
vorsah, die jedoch an den haushaltsrechtlichen Voraussetzungen scheiterte.
Das Sozialministerium begrüßt daher die vom Rechnungshof vorgeschlagene
Neustrukturierung der Landesförderung der Betreuungsvereine und trägt die
wesentlichen Eckpunkte seines Fördermodells (Grundförderung und Zusatz-
förderung für neue ehrenamtliche Betreuer) mit. 

Das Sozialministerium hat sich allerdings bereits in seiner Stellungnahme
vom 24. November 2008 zum Entwurf der Beratenden Äußerung vom Juli
2008 dafür eingesetzt, das vom Rechnungshof vorgeschlagene Fördermodell
dahingehend zu ergänzen, dass neben der Grundförderung sowie der Zusatz-
förderung für neu gewonnene sonstige ehrenamtliche Betreuer eine Beglei-
tungsprämie für in der Grundförderung nicht enthaltene ehrenamtlich geführte
Betreuungen sowie eine Pauschale für Informationsveranstaltungen der Be-
treuungsvereine zu Vorsorgevollmachten eingeführt werden. Damit soll in
der Förderung zum einen die wichtige Aufgabe der fortlaufenden Begleitung
und Beratung ehrenamtlicher Betreuer/-innen und zum anderen der wichtige
Aspekt einer Information über Vorsorgemöglichkeiten, die sich betreuungs-
vermeidend auswirken und somit nicht zu Kosten für Berufsbetreuer/-innen
oder Gerichten führen, Berücksichtigung finden. 

Nachdem der Rechnungshof in der Beratenden Äußerung vom Mai 2009 mit-
geteilt hat, dass er den vom Sozialministerium vorgeschlagenen Ergänzungen
seines Fördermodells offen gegenübersteht, hat das Sozialministerium die
Novellierung der Landesförderung eingeleitet. 

Vorbereitung der Neuregelung 

Eine unter Federführung des Sozialministeriums eingesetzte Arbeitsgruppe,
in der Vertreter der Trägerverbände der Betreuungsvereine, des Kommunal-
verbands für Jugend und Soziales und der kommunalen Landesverbände mit-
gewirkt haben, hat inzwischen konkrete Vorschläge für eine Neuregelung der
Landesförderung erarbeitet und dabei das vom Sozialministerium Ende No-
vember 2008 vorgeschlagene Fördermodell in einigen Punkten modifiziert.
Das von der Arbeitsgruppe am 3. August 2010 endgültig verabschiedete För-
dermodell sieht nunmehr folgende wesentliche Eckpunkte vor: 
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•  Grundförderung (7.500 Euro)

Erhält jeder Betreuungsverein bei Nachweis einer entsprechenden Infra-
struktur wie Sprechstunden, Einführungsveranstaltungen, Informationsver-
anstaltungen, Informationsmaterial und einer erkennbaren Öffentlichkeits-
arbeit auf der Grundlage der bisherigen Bemessungskriterien, die leicht an-
gehoben wurden (künftig bei 30 statt bei 27 begleiteten ehrenamtlichen
Betreuungen).

•  Zusatzförderung für Neugewinnung (Fallpauschale 800 Euro)

Für jede auf Vorschlag bzw. Vermittlung des Betreuungsvereins neu be-
stellte ehrenamtliche Betreuung kann der Betreuungsverein künftig eine
Fallpauschale von 800 Euro (für maximal 12 zusätzliche Betreuungen pro
Jahr) erhalten. Insgesamt könnte sich so eine jährliche Zusatzförderung
von 9.600 Euro pro Verein ergeben. 

•  Begleitungsprämie (Fallpauschale 100 Euro) 

Für die wichtige Aufgabe der Beratung und Begleitung jeder weiteren in
der Grundförderung nicht enthaltenen ehrenamtlich geführten Betreuung
kann der Betreuungsverein eine Fallpauschale von 100 Euro (für maximal
50 zusätzliche ehrenamtlich geführte Betreuungen pro Jahr) erhalten. Ins-
gesamt könnten so pro Betreuungsverein bis zu 5.000 Euro an Beglei-
tungsprämie zur Grundförderung hinzukommen. 

•  Informationsveranstaltungen zur „Vorsorgevollmacht“ (500 Euro pro Ver-
anstaltung)

Für höchstens fünf Veranstaltungen mit mindestens 10 Teilnehmern pro
Jahr. Großveranstaltungen mit mehr als 50 Teilnehmern werden wie zwei
Veranstaltungen gewertet. Auf diese Art und Weise könnten pro Verein
2.500 Euro hinzu kommen. 

Insgesamt ergibt sich danach eine Förderung von maximal 24.600 Euro pro
Betreuungsverein und Jahr. Bei insgesamt 71 Betreuungsvereinen wäre somit
ein maximaler Haushaltsansatz von 1,75 Mio. Euro pro Jahr erforderlich.
Dies bedeutet gegenüber dem bisherigen Haushaltsansatz eine Erhöhung um
rd. 500.000 Euro. 

Bezüglich der Finanzierungsfrage konnte bereits Ende April 2010 eine Eini-
gung zwischen dem Sozialministerium, dem Justizministerium und dem Finanz-
ministerium dahingehend erzielt werden, dass das Justizministerium dem So-
zialministerium die für die leistungsbezogene Umstellung der Förderung erfor-
derlichen Haushaltsmittel in Höhe von 500.000 Euro überträgt, da davon aus-
gegangen werden kann, dass es durch die neue Konzeption per Saldo zu einer
Entlastung des Justizhaushalts (berufliche Betreuungen) kommt. Die Mittel
wurden dem Sozialministerium mit dem Nachtrag zum Staatshaushaltsplan
2010/2011 bereits zur Verfügung gestellt, sodass die Neuregelung zum 1. Ja-
nuar 2011 umgesetzt werden kann. 

Aktueller Stand der Neuregelung

Auf der Grundlage der Vorschläge der Arbeitsgruppe zur leistungsbezogenen
Umstellung der Förderung hat das Sozialministerium im August 2010 den
Entwurf einer neuen Verwaltungsvorschrift über die Förderung von Betreu-
ungsvereinen erstellt und das Anhörungsverfahren am 25. August 2010 ein-
geleitet. Die Anhörungsfrist endet am 30. September 2010. Stellungnahmen
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zum Entwurf der Verwaltungsvorschrift lagen dem Sozialministerium zum
Zeitpunkt der Berichterstattung noch nicht vor. Je nach Ausgang des Anhö-
rungsverfahrens können sich bei der Ausformulierung der Verwaltungsvor-
schrift somit noch Änderungen ergeben. 

Das Sozialministerium beabsichtigt, die Verwaltungsvorschrift nach Abschluss
der Anhörung zügig zu erlassen, sodass die Neuregelung wie geplant zum 
1. Januar 2011 in Kraft treten kann. 

5



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


